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Die sieben Aufenthaltstitel



Mobiler ICT-Karte

ICT-Karte

Blaue Karte-EU (befristet)

Aufenthaltserlaubnis 

(befristet + zweckgebunden)

Duldung

Die sieben Aufenthaltstitel nach dem AufenthG:

Aus der Rubrik „Die wirrsten Grafiken der Welt“.

Visum (zur Einreise)

Niederlassungserlaubnis 

(unbefristet + zweckungebunden)

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU 

(unbefristet)

Aufent-

haltsge-

stattung

Ankunfts

nachweis 

/ BÜMA
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13215 (6.9.17)



Sicherung des 

Lebensunterhalts
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§ 5 Abs. 1 AufenthG

„Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der 

Regel voraus, dass 

1. der Lebensunterhalt gesichert ist, (…).“
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§ 5 Abs. 3 AufenthG

„In den Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels 

nach § 24 oder § 25 Absatz 1 bis 3 ist von der 

Anwendung der Absätze 1 und 2, in den Fällen des 

§ 25 Absatz 4a und 4b von der Anwendung des 

Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie des Absatzes 2 

abzusehen. In den übrigen Fällen der Erteilung eines 

Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 kann

von der Anwendung der Absätze 1 und 2 

abgesehen werden. 
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§ 9 Abs. 2 AufenthG

2) Einem Ausländer ist die Niederlassungserlaubnis 

zu erteilen, wenn 

1. er seit fünf Jahren die Aufenthaltserlaubnis besitzt,

2. sein Lebensunterhalt gesichert ist,

3. er mindestens 60 Monate Pflichtbeiträge oder 

freiwillige Beiträge zur gesetzlichen 

Rentenversicherung geleistet (…).“

 Ausnahmen nur, „wenn er sie wegen einer 

körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit 

oder Behinderung nicht erfüllen kann“. (§ 9 Abs. 2 

Satz 6 AufenthG)
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§ 2 Abs. 3 AufenthG

Der Lebensunterhalt eines Ausländers ist gesichert, wenn 

er ihn einschließlich ausreichenden 

Krankenversicherungsschutzes ohne Inanspruchnahme 

öffentlicher Mittel bestreiten kann. Nicht als 

Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gilt der Bezug von: 

1. Kindergeld,

2. Kinderzuschlag,

3. Erziehungsgeld,

4. Elterngeld,

5. Leistungen der Ausbildungsförderung nach dem Dritten 

Buch Sozialgesetzbuch, dem 

Bundesausbildungsförderungsgesetz und dem 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz,
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§ 2 Abs. 3 AufenthG



Der Lebensunterhalt eines Ausländers ist gesichert, wenn er 

ihn einschließlich ausreichenden 

Krankenversicherungsschutzes ohne Inanspruchnahme 

öffentlicher Mittel bestreiten kann. Nicht als 

Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gilt der Bezug von: 

6. öffentlichen Mitteln, die auf Beitragsleistungen beruhen 

oder die gewährt werden, um den Aufenthalt im 

Bundesgebiet zu ermöglichen und

7. Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz.“
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Herr J. ist allein stehend und hat eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 3 AufenthG. Er möchte eine 
Niederlassungserlaubnis beantragen. 
Er verdient 1.000 Euro brutto bzw. 760 Euro netto 
monatlich. Er hat eine Warmmiete von 340 Euro. 

Wird das mit der Niederlassungserlaubnis klappen?



Die neue Flüchtlings-NE



Die „Anerkennung“ im Asylverfahren

Asylberechtigung gem. Art. 16a GG 

 AE § 25 Abs. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

gem. § 3 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 AufenthG

 drei Jahre 
Zuerkennung des subsidiären Schutzes 

gem. § 4 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AufenthG

 ein Jahr, bei Verlängerung für zwei Jahre 

Abschiebungsverbot 

gem. § 60 Abs. 5 o. 7  AufenthG

 AE § 25 Abs. 3 AufenthG

 Mindestens ein Jahr 
Nur aus 

völkerrechtlichen oder 

humanitären Gründen

NE § 26 Abs. 3 

Satz 1 o. 3 

NE § 26 Abs. 3 

Satz 1 o. 3 

NE § 26 Abs. 4 

NE § 26 Abs. 4 



Die Niederlassungserlaubnisse
§ 26 Abs. 3 S.1 § 26 Abs. 3 S. 3 § 26 Abs. 4

5 Jahre AE inkl. 

Asylverf.

3 Jahre AE inkl.

Asylverf.

5 Jahre AE inkl. 

Asylverf.

Kein Widerruf Kein Widerruf -

überwiegende LUS weit überwiegende 

LUS 

Vollständige LUS, 

60 Monate 

Rentenbeiträge

ÖSoO, RuGO, Wohnraum ÖSoO, RuGO, 

Wohnraum

ÖSoO, RuGO, 

Wohnraum 

A2 GERR C1 GERR B1 GERR

Krankheit, Behinderung 

ursächlich dann keine 

LUS, A2, RuGO

- Krankheit, Behinderung 

ursächlich dann keine 

LUS, B1, RuGO

keine LUS Rentenalter 

65+

- -
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Fristen für die NE

5 Jahre bei humanitärem Aufenthalt (§ 26 IV)

Generelle Erteilung nach 5 Jahren AE (§ 9 II Nr. 1)

Ehemalige Deutsche nach 5 Jahren gewöhnlichen Aufenthaltes in 

Deutschland (§ 38 I 1)

Selbständige nach 3 Jahren AE (§ 21 IV)

Asylberechtigte, GFK-Flüchtlinge, Resettlement-Flüchtlinge nach 3 

bzw. 5 Jahren (§ 26 III)

Familienangehörige von Deutschen nach 3 Jahren AE 

(§ 28 II)

Blaue Karte EU nach 33 Monaten; mit B1 21 Monaten

Hochschulabsolvent*innen nach 2 Jahren mit Aufenthaltstitel nach 

den §§ 18, 18a, 19a oder § 21 (§ 18b)

Sofortige Erteilung möglich: für Hochqualifizierte 

(§ 19) und bei kontingentierter Aufnahme (§ 23 II)



AsylbLG



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

AsylbLG 

Analogleistungen 

(§ 2 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

SGB II (Hartz IV)

Zuständig: Jobcenter

Gesundheitsleistungen

GKV: SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis) Anerkennung

(Aufenthaltserlaubnis)
Erste 15 Monate Ab 16. Monat

SGB VIII (Anspruch)



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

AsylbLG Analogleistungen 

(§ 2 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis)

Ablehnung

(Duldung)

Erste 15 Monate

§ 3 AsylbLG
Ab 16. Monat: § 2 AylbLG

Leistungs-

einschränkungen 

als Sanktion 

möglich 

(§ 1a AsylbLG)

Vorrangig: SGB VIII (Anspruch)



AsylbLG / SGB III SGB II / SGB XII

Aufenthaltsgestattung / 

Ankunftsnachweis / BüMA

Duldung / vollziehbar ausreisepflichtig 

AE § 23 Abs. 1

„wegen des Krieges“ 

AE § 25 Abs. 4a AE § 25 Abs. 4b 

AE § 25 Abs. 4 Satz 1 

AE § 25 Abs. 5 

AE § 22 

AE § 23 Abs. 1 

AE § 23 Abs. 2 

AE § 25 Abs. 1 

AE § 25 Abs. 2 

AE § 25 Abs. 3 

AE § 25 Abs. 4 Satz 2 

AE § 25a 

AE § 25 Abs. 5

§ 25 Abs. 5: Aussetzung der 

Abschiebung liegt mind. 18 Monate 

zurück

§ 25 Abs. 5: Aussetzung der 

Abschiebung liegt noch keine 18 

Monate zurück

AE § 24 „wegen des Krieges“ 

AE § 23a 

AE § 24 

NE § 26 Abs. 3

NE § 26 Abs. 4

NE § 23 Abs. 2

AE § 18a 

AE § 104a und b 

AE § 23 Abs. 4 AE § 25b 



Übergang AsylbLG / SGB II



23

Beispiel 1

Herrn J. wird im BAMF-Bescheid subsidiärer Schutz 

zuerkannt, die Flüchtlingseigenschaft jedoch abgelehnt. 

Er klagt gegen die Ablehnung, das Klageverfahren läuft. 

Die Ausländerbehörde erteilt den eAT noch nicht, da er 

sich zunächst einen Pass besorgen müsse. Das 

Jobcenter bewilligt keine Leistungen, da das 

Asylverfahren noch nicht abgeschlossen sei.
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage 

der Linken (BT-Drucksache 18/13329)

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage 

der Linken (BT-Drucksache 18/13329)

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf


26

BA: Fachliche Weisung zu § 7 SGB II

https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdi5/~edisp/l6019022dstbai377919.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377922
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Beispiel 2

Für Frau J. wird im BAMF-Bescheid das Vorliegen eines 

nationalen Abschiebungsverbots festgestellt, alles 

andere jedoch abgelehnt. Sie beantragt die Erteilung 

einer AE nach § 25 Abs. 3 AufenthG, die ABH benötigt 

für die Prüfung jedoch mehrere Monate. Welche 

Leistungen kann sie erhalten: AsylbLG oder SGB II?
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Beispiel 3

Herr S und Frau H. sind nicht verheiratet, aber 

anerkannte Flüchtlinge. Sie bringen in Deutschland ein 

Kind zur Welt. Für das Kind wird kurz nach der Geburt 

ein Antrag auf Familienasyl gestellt.

Welchen Aufenthaltsstatus hat das Kind?

Welche Leistungen erhält das Kind?
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BA: Fachliche Weisung zu § 7 SGB II (Nr. 7.60a)

https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdi5/~edisp/l6019022dstbai377919.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377922
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Frau K. ist als Flüchtling anerkannt. Ihr Mann und ihr 

dreijähriger Sohn sind nun nachgezogen. Sie sind noch im 

Besitz des Visums zum Familiennachzug. Sie beantragen 

Leistungen beim Jobcenter. Das Jobcenter schreibt: Sie 

haben keine Anspruch, da Sie nicht den gewöhnlichen 

Aufenthalt im Inland haben und keine Arbeitserlaubnis 

besitzen. Sie haben erst Anspruch, wenn eine 

Aufenthaltserlaubnis erteilt worden ist.

Was wäre, wenn ein Antrag auf Familienasyl gestellt würde?

Beispiel 4
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BA: Fachliche Weisung zu § 7 SGB II

https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdi5/~edisp/l6019022dstbai377919.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377922
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Beispiel 5

 Ich hab hier einen Fall, den ich alleine nicht zu lösen vermag.

 Eine serbische Romni, die 2 Söhne und eine Tochter hat. Die 

Tochter ist von einem anderen Mann als die Söhne und hat die 

deutsche Staatsangehörigkeit. Der Vater der Tochter ist auch 

deutsch und bezieht Leistungen nach dem SGB II. Die Mutter hat 

eine Duldung (die ABH prüft noch irgendwas) und erhält AsylbLG. 

Die Tochter erhält jedoch gar nichts bzw. noch nichts. Bald kommt 

wohl der UV. 

Die Soziale Sicherung sagt, dass der Vater die Tochter bei sich im 

SGB II-Bezug anmelden muss, allerdings lebt die Kleine bei der 

Mutter. 

Welche Leistungen erhält das Kind?



Jugendhilfe
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Fallbeispiel

Das Sorgerecht für den 15 jährigen Flüchtling wurde 

der 21 jährigen Schwester übertragen.

Beide wurden inzwischen anerkannt. 

Die Schwester erhält SGB II Leistungen, der 15 

jährige jedoch nicht. 

Das Jobcenter verweist (bislang mündlich) auf § 10 

SGB VIII wonach Maßnahmen des Jugendamtes 

vorrangig sind (hier: Sicherstellung des 

Lebensunterhaltes als Annex zur Maßnahmen der 

Jugendhilfe).
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Fallbeispiel

Das Jugendamt bestätigt mir allerdings folgendes:

 „(…) Nach Rücksprache mit der ASD-Teamleiterin, Frau G., 

liegt bei A. kein erzieherischer Bedarf vor. Ein solcher wurde 

auch nicht durch den Vormund vorgetragen und es wurde 

auch kein Jugendhilfeantrag gestellt.

Auf Nachfrage von Frau B. erklärte auch Herr K., der 

ehrenamtliche Betreuer der Familie, dass s. E. kein 

erzieherischer Bedarf bestehe. Die Familie käme gut klar.

Es ist daher keine Rechtsgrundlage für die Gewährung stat. 

Jugendhilfe nach dem SGB VIII gegeben. 

Die Finanzierung des Lebensunterhalts als Annex zur stat. 

Jugendhilfeleistung kommt daher ebenfalls nicht in Betracht. 

(…)“





Kindergeld
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Frage

Frau H. hat eine Duldung und die armenische 

Staatsangehörigkeit. Sie hat ein Kind mit einem 

Mann, der die italienische Staatsangehörigkeit besitzt 

und seit etwa zehn Jahren in Deutschland lebt und 

arbeitet. Sie lebt nicht mit ihm zusammen. 

Hat sie Anspruch auf Kindergeld?

Hat sie Anspruch auf Unterhaltsvorschuss?
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Kindergeld

§ 62 Abs. 2 EStG und § 1 Abs. 3 BKGG: 

Kindergeld erhält, wer 

eine Niederlassungserlaubnis besitzt oder

eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die zur Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit berechtigt oder berechtigt hat.
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Kindergeld

Ausgeschlossen sind Personen mit 

Aufenthaltserlaubnissen nach §§ 16 AufenthG

(Aufenthalt zum Zweck des Studiums) sowie nach 

§ 18 Abs. 2 AufenthG, falls die Zustimmung zur 

Beschäftigung nur für einen bestimmten 

Höchstzeitraum erteilt werden durfte (etwa 

Saisonarbeitnehmer). Mit § 17 AufenthG erhält man 

Kindergeld, wenn die betriebliche Ausbildung mehr 

als sechs Monate dauern wird.
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Kindergeld

Personen mit einer  Aufenthaltserlaubnis nach § 23 

Abs. 1 des AufenthG wegen eines Krieges im 

Heimatland oder nach den §§ 23a, 24, 25 Abs. 3 bis 5 

AufenthG müssen für einen Kindergeldanspruch als 

weitere Voraussetzungen 

sich seit mindestens drei Jahren rechtmäßig, gestattet 

oder geduldet im Bundesgebiet aufhalten und

im Bundesgebiet berechtigt erwerbstätig sein (wobei 

auch ein Minijob zählt), laufende Geldleistungen nach 

dem SGB III beziehen oder Elternzeit in Anspruch 

nehmen.
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Kindergeld

Aufenthaltsgestattung oder Duldung: kein Anspruch auf 

Kindergeld. Außer:

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Bosnien, 

Serbien, Montenegro und Kosovo sowie aus Algerien, 

Marokko und Tunesien

Staatsangehörige der Türkei: Eine 

Kindergeldberechtigung besteht unabhängig vom 

Vorliegen des Arbeitnehmerstatus und unabhängig vom 

Aufenthaltsstatus bereits dann, wenn der Betreffende 

sich seit mindestens sechs Monaten in Deutschland 

aufhält. 
 https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/FinanzielleHilfen/KindergeldKinderzuschlag/Det

ail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI718449



42

Kindergeld

Nach Zuerkennung eines Schutzstatus: 

Kindergeldanspruch. 

Entscheidend: Zeitpunkt des BAMF-Bescheids.

Anerkannte Flüchtlinge sowie subsidiär Geschützte 

können Kindergeld sogar rückwirkend für die Zeit des 

Asylverfahrens beziehen – ab dem Zeitpunkt, an dem 

sie seit sechs Monaten in Deutschland lebten.
 Vgl: Bundeszentralamt für Steuern: Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz 

(2016), S. 26. Zu finden hier: www.bzst.de

http://www.bzst.de/DE/Steuern_National/Kindergeld_Fachaufsicht/Familienkassen/Dienstanweisung/Dien

stanweisung_node.html

http://www.bzst.de/


Sozialleistungen 

und Verfahren



Das Verwaltungsverfahren.

Für d Sozialleistungen der 

Sozialgesetzbücher (z. B. SGB II, SGB VIII, 

SGB XIII, auch Wohngeld, BAföG, Elterngeld) 

gelten das SGB X und das 

Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Für das AsylbLG (nicht Teil der 

Sozialgesetzbücher!) gelten das 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und 

das Sozialgerichtsgesetz (SGG), und nur 

Teile des SGB X (§ 9 AsylbLG).



A wie 

Antragstellung



Antragstellung

§ 9 SGB X

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen 
nicht gebunden, soweit keine besonderen 
Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens 
bestehen. Es ist einfach, zweckmäßig und zügig 
durchzuführen. 

Ein Antrag kann grundsätzlich auch mündlich, per 
Fax, per Email gestellt werden

Man sollte sich den Namen des Sachbearbeiters 
geben lassen und um eine schriftliche Bestätigung 
bitten 

Im Antrag sollte enthalten sein: Der Name, 
„Antrag“ und welche Leistung beantragt wird
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 „Die Antragsformulare sind unabhängig von der örtlichen Zuständigkeit 

des Leistungsträgers auf Verlangen auszuhändigen.“

 „Wird ein Antrag postalisch oder telefonisch gestellt, ist dem Antragsteller 

unverzüglich ein Antragsvordruck zur Klärung der 

Anspruchsvoraussetzungen zu übersenden.“

 „Über jeden Antrag ist zu entscheiden, unabhängig von der Abgabe der 

Antragsunterlagen.“

 „Auch bei berechtigten Zweifeln am Vorliegen der 

Anspruchsvoraussetzungen (z. B. Hilfebedürftigkeit) ist der Antrag als 

solcher zu behandeln und zu bescheiden.“

 „Der Verweis auf vorrangige Leistungen entbindet nicht von der Pflicht, 

über den Antrag zu entscheiden.“

 „Der bei einem unzuständigen Leistungsträger gestellte Antrag ist gemäß 

§ 16 Abs. 2 SGB I unverzüglich an den zuständigen Träger weiterzuleiten.“

Bundesagentur für Arbeit: Fachliche Hinweise zu § 37 SGB II

Antragstellung 

http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377987.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377990


Antragstellung

§ 16 SGB I

Anträge auf Sozialleistungen sind beim zuständigen 

Leistungsträger zu stellen. Sie werden auch von allen 

anderen Leistungsträgern, von allen Gemeinden und 

bei Personen, die sich im Ausland aufhalten, auch von 

den amtlichen Vertretungen der Bundesrepublik 

Deutschland im Ausland entgegengenommen. 

Ein Antrag gilt als gestellt, wenn er bei der 

unzuständigen Behörde eingegangen ist.

Der Antrag muss von der Behörde an die zuständige 

Behörde unverzüglich weitergeleitet werden 

(trotzdem: Zeitverlust!). 



B wie Beistand



 Beistand § 13 Abs. 4 SGB X

 Ein Beteiligter kann zu Verhandlungen und 

Besprechungen mit einem Beistand erscheinen. Das 

von dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem 

Beteiligten vorgebracht, soweit dieser nicht 

unverzüglich widerspricht.

  Der Beistand kann nur ausgeschlossen werden, 

wenn er zum „sachgemäßen Vortrag“ nicht fähig ist 

oder geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten 

besorgt ohne dazu befugt zu sein. 



B wie Bescheid



 Bescheid / Verwaltungsakt § 31 SGB X 

 Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder 
andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur 
Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach 
außen gerichtet ist.

 Ein VA ist das, was allgemein auch Bescheid oder 
Verfügung oder Anordnung genannt wird.

 Verwaltungsakte sind z. B.: Rentenbescheid, 
Ablehnungsbescheid über die Gewährung einer Kur, 
Bescheid über Beitragserhöhungen, Bescheid über 
Rückforderung von Leistungen, Einstellung von Zahlungen, 
Handzeichen eines Verkehrspolizisten

 Keine Verwaltungsakte sind z. B.: Infobroschüren von 
Behörden, Richtlinien, allgemeine Auskünfte



 Bescheid / Verwaltungsakt § 35 VwVfG 

 Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung 
oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde 
zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare 
Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. (…)



 Bescheid / Verwaltungsakt § 33 Abs. 2 SGB X 

 Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, 

mündlich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein 

mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder 

elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein 

berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene 

dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer 

Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen 

schriftlich zu bestätigen.

  unverzüglich: innerhalb von vier Wochen



 Bescheid / Verwaltungsakt § 37 Abs. 2 VwVfG 

 Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, 

mündlich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein 

mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder 

elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein 

berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene 

dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer 

Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen 

schriftlich zu bestätigen (…).



 Bescheid / Verwaltungsakt § 35 SGB X 

 Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein 
schriftlich oder elektronisch bestätigter 
Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu versehen. 
In der Begründung sind die wesentlichen 
tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die 
die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. 
Die Begründung von Ermessensentscheidungen
muss auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von 
denen die Behörde bei der Ausübung ihres 
Ermessens ausgegangen ist.

Jeder hat das Recht darauf, die Tatsachen und 
Rechtsvorschriften zu erfahren, die zu der 
Entscheidung der Behörde geführt haben.



 Bescheid / Verwaltungsakt § 39 Abs. 1 VwVfG 

 Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein 
schriftlich oder elektronisch bestätigter 
Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu versehen. 
In der Begründung sind die wesentlichen 
tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die 
die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. 
Die Begründung von Ermessensentscheidungen soll 
auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen 
die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens 
ausgegangen ist.
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V wie Vorschüsse



 Vorschüsse (§ 42 Abs. 1 SGB I)

 Besteht ein Anspruch auf Geldleistungen dem Grunde 

nach und ist zur Feststellung seiner Höhe voraussichtlich 

längere Zeit erforderlich, kann der zuständige 

Leistungsträger Vorschüsse zahlen, deren Höhe er nach 

pflichtgemäßen Ermessen bestimmt.

 Er hat Vorschüsse (…) zu zahlen, wenn der Berechtigte es 

beantragt; die Vorschußzahlung beginnt spätestens nach 

Ablauf eines Kalendermonats nach Eingang des Antrags.



 Vorläufige Leistungen (§ 43 Abs. 1 SGB I)

 Besteht ein Anspruch auf Sozialleistungen und ist 

zwischen mehreren Leistungsträgern streitig, wer zur 

Leistung verpflichtet ist, kann der unter ihnen zuerst 

angegangene Leistungsträger vorläufig Leistungen 

erbringen, deren Umfang er nach pflichtgemäßen 

Ermessen bestimmt.

 Er hat Leistungen nach Satz 1 zu erbringen, wenn der 

Berechtigte es beantragt; die vorläufigen Leistungen 

beginnen spätestens nach Ablauf eines Kalendermonats 

nach Eingang des Antrags.



 Beispiel Wohnsitzauflage: Loseblattsammlung Asyl, 

Bundesagentur für Arbeit):



 Im SGB II gibt es einen speziellen Paragrafen zu 

Vorläufigen Entscheidungen: § 41a SGB II



W wie Widerspruch



Widerspruch § 84 Abs. 1 SGG

Der Widerspruch ist binnen eines Monats, nachdem der 

Verwaltungsakt dem Beschwerten bekanntgegeben worden 

ist, schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stelle 

einzureichen, die den Verwaltungsakt erlassen hat. 

Fehlt die Rechtsbehelfsbelehrung, beträgt die 

Widerspruchsfrist ein Jahr

Der Widerspruch ist Voraussetzung für eine Klage



Widerspruch § 85 Abs. 3 SGG

Der Widerspruchsbescheid ist schriftlich zu erlassen, zu 

begründen und den Beteiligten bekanntzugeben. 



Widerspruch § 27 Abs. 1 SGB X

War jemand ohne Verschulden verhindert, eine gesetzliche 

Frist einzuhalten, ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand zu gewähren. Das Verschulden eines 

Vertreters ist dem Vertretenen zuzurechnen.

 z. B. bei: Abwesenheit wegen Urlaub, Krankheit

 Antrag innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des 

Hindernisses (im Gerichtsverfahren: ein Monat)



K wie Klage



Klage § 87 SGG

Die Klage ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des 

Verwaltungsakts zu erheben .

Es besteht kein Anwaltszwang bei SG und LSG

Auch Jugendliche ab 15 Jahren können Klage einlegen

Gerichtskosten fallen normalerweise nicht an (§§ 183, 184 

SGG)



Eilklage § 86b Abs. 2 SGG

 (…) kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag eine 

einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand 

treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine 

Veränderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung 

eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich 

erschwert werden könnte. Einstweilige Anordnungen sind 

auch zur Regelung eines vorläufigen Zustands in Bezug auf 

ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn eine solche 

Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nötig 

erscheint. 



Klage § 86b Abs. 2 SGG

Voraussetzungen für Einstweilige Anordnung

Dringende Notlage (Anordnungsgrund)

Begründeter Rechtsanspruch (Anordnungsanspruch)

Die Klage im Hauptsacheverfahren muss zusätzlich gestellt 

werden



N wie Nachzahlung



Nachzahlung § 44 Abs. 1 SGB X

Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines 

Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von 

einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als 

unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu 

Unrecht nicht erbracht oder Beiträge zu Unrecht erhoben 

worden sind, ist der Verwaltungsakt, auch nachdem er 

unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung für die Vergangenheit 

zurückzunehmen. 

Sozialleistungen werden bis vier Jahre rückwirkend 

nachgezahlt

SGB II, SGB XII und AsylbLG nur ein Jahr

Gilt auch für das AsylbLG (z. B. § 2-Leistungen)



R wie Rückwirkende 

Antragstellung



Antragstellung

§ 28 Satz 1 SGB X

Hat ein Leistungsberechtigter von der Stellung eines 

Antrages auf eine Sozialleistung abgesehen, weil ein 

Anspruch auf eine andere Sozialleistung geltend gemacht 

worden ist, und wird diese Leistung versagt oder ist sie zu 

erstatten, wirkt der nunmehr nachgeholte Antrag bis zu 

einem Jahr zurück, wenn er innerhalb von sechs Monaten 

(im SGB II: „unverzüglich“) nach Ablauf des Monats gestellt 

ist, in dem die Ablehnung oder Erstattung der anderen 

Leistung bindend geworden ist.



Antragstellung

§ 28 SGB X

Beispiel

Sie stellen am 1. Mai einen Antrag auf Arbeitslosengeld I. 
Dies wird am 17. Juni abgelehnt, die Ablehnung ist damit 
am 17. Juli bindend geworden. 

Ein bis Ende August gestellter Antrag auf ALG II wirkt 
zurück auf den 1. Mai

Ein bis Ende Januar gestellter Antrag auf z. B. 
Kinderzuschlag wirkt zurück auf den 1. Mai

Gilt nicht für die Sozialhilfe



Antragstellung

§ 28 Satz 2 SGB X

Satz 1 gilt auch dann, wenn der rechtzeitige Antrag auf eine 

andere Leistung aus Unkenntnis über deren 

Anspruchsvoraussetzung unterlassen wurde und die zweite 

Leistung gegenüber der ersten Leistung, wenn diese 

erbracht worden wäre, nachrangig gewesen wäre.



Antragstellung

§ 28 SGB X

Beispiel

Sie haben Arbeitslosengeld I erhalten und bemerken 

später, dass Sie schon länger einen ergänzenden ALG II-

Anspruch gehabt hätten. 

Der nunmehr nachgeholte Antrag auf ALG II wirkt bis zu 

einem Jahr zurück.

Gilt nicht für die Sozialhilfe



Weitere Infos und 
Arbeitshilfen gibt es hier:



http://www.einwanderer.net/

uebersichten-und-arbeitshilfen/


